
Hundesteuersatzung der Gemeinde Lindwedel vom 18.11.2019 

 

Aufgrund der §§ 10 Abs. 1, 58 Abs. 1 Nr. 5 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfas-

sungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geän-

dert am 20. Juni 2018 (Nds. GVBl. S. 113) und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersächsischen Kommunalab-

gabengesetzes (NKAG) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 20. April 2017 (Nds. GVBl. 2017, 

121) hat der Rat der Gemeinde Lindwedel in seiner Sitzung am 18.11.2019 folgende neue Hundesteu-

ersatzung beschlossen:  

  

§ 1  

Steuergegenstand  

  

(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei  Monate alten Hunden im Gemeindege-

biet. Wird das Alter eines Hundes nicht nachgewiesen, so ist davon auszugehen, dass der Hund 

älter als drei Monate ist.  

(2) Wird ein Hund gleichzeitig in mehreren Gemeinden gehalten, ist die Gemeinde Lindwedel steuer-

berechtigt, wenn die Hundehalterin/der Hundehalter hier seinen Hauptwohnsitz hat.  

  

§ 2  

Steuerpflicht, Haftung  

  

(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund oder mehrere Hunde im eigenen Interesse und/oder im Interesse 

seiner Haushaltsangehörigen in seinem Haushalt, seinem Betrieb, seiner Institution oder Organisa-

tion für Zwecke der persönlichen Lebensführung aufgenommen hat. (Hundehalterin/Hundehalter). 

Als Halterin/Halter des Hundes gilt auch, wer einen Hund im Interesse einer juristischen Person hält. 

Gehört der Hund einem minderjährigen Kind, gilt der Haushaltsvorstand als Halter des Hundes.    

(2) Als Halterin/Halter des Hundes gilt ferner, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen 

hat oder auf Probe oder zum Anlernen hält, wenn sie/er nicht nachweisen kann, dass der Hund in 

der einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland bereits versteuert oder steuerfrei 

gehalten wird. Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall dann ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder die 

Haltung auf Probe oder das Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet. Kurzzeitige 

Unterbrechungen der Pflege-, Verwahrungs- oder Anlernhaltung entbinden nicht von der Steuer-

pflicht.  

(3) Als Halterin/Halter gelten alle volljährigen Personen, die im Haushalt, in dem Hunde nach Abs. 1 

gehalten werden, ihren nicht nur vorübergehenden Hauptwohnsitz haben. Alle im Haushalt aufge-

nommenen Hunde gelten als von ihren Halterinnen/ihren Haltern gemeinsam gehalten. Halten 

mehrere Personen in einem gemeinsamen Haushalt einen Hund oder mehrere Hunde, so haften 

sie als Gesamtschuldner.   

(4) Ist die Hundehalterin/der Hundehalter nicht zugleich auch Eigentümerin/Eigentümer des Hundes, 

so haftet neben der Hundehalterin/dem Hundehalter die Eigentümerin/der Eigentümer für die 

Steuer.  

  

§ 3  

Steuermaßstab und Steuersätze  

  

(1) Die Steuer wird nach Anzahl der gehaltenen Hunde bemessen. Sie beträgt jährlich:  

  

a)   für den ersten Hund        50,00 € (Euro)  

b) für den zweiten Hund       100,00 € (Euro)  

c) für den dritten Hund                200,00 € (Euro)  

d) für jeden weiteren Hund                300,00 € (Euro)  

e) für gefährliche Hunde jeweils    600,00 € (Euro).  

  

(2) Gefährliche Hunde im Sinne von Abs. 1 Buchstabe e) sind solche Hunde, bei denen nach ihrer 

besonderen Veranlagung, Erziehung und/oder Charaktereigenschaft die erhöhte Gefahr einer Ver-

letzung von Personen besteht oder von denen eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit ausgehen 

kann. Gefährliche Hunde in diesem Sinne sind insbesondere auch diejenigen Hunde, welche bereits 

in der Öffentlichkeit durch eine gesteigerte Aggressivität aufgefallen sind, insbesondere Menschen 



oder Tiere gebissen oder sonst eine über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, 

Angriffslust oder Schärfe gezeigt haben, soweit die zuständige Behörde die Gefährlichkeit nach § 7 

Niedersächsisches Hundegesetz (NHundG) festgestellt hat bzw. für die die Ordnungsbehörde auf-

grund dieser Vorfälle einen Leinen- und/oder Maulkorbzwang angeordnet hat. In diesem Fall ist der 

Hund ab dem Ersten des Monats in dem die Gefährlichkeit festgestellt wird entsprechend Abs. 1 

Buchstabe d) zu besteuern.  

(3) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§§ 4 u. 5), werden bei der Berechnung der Anzahl 

der gehaltenen Hunde nicht berücksichtigt. Hunde, für welche die Steuer ermäßigt wird (§ 6), wer-

den bei der Berechnung der Anzahl der Hunde nach Abs. 1 den in voller Höhe steuerpflichtigen 

Hunden als erster Hund und ggf. weitere Hunde vorangestellt.  

  

§ 4  

Steuerfreiheit  

  

Bei Personen, die sich nicht länger als zwei Monate im Gemeindegebiet aufhalten, ist das Halten derje-

nigen Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen Ge-

meinde/Stadt innerhalb der Bundesrepublik Deutschland versteuern oder dort steuerfrei halten.  

  

§ 5  

Steuerbefreiung  

  

(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von:  

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhal-

tungskosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden;  

2. Diensthunden nach Ihrem Dienstende;  

3. Gebrauchshunden, die von staatlich anerkannten Sanitäts- oder Zivildiensteinheiten verwendet 

werden und die dafür vorgesehene Prüfung abgelegt haben. Die Ablegung der Prüfung ist durch 

das Vorlegen des Prüfungszeugnisses nachzuweisen. Die tatsächliche Verwendung des Hun-

des ist in geeigneter Weise nachzuweisen;  

4. Hunden, die ausschließlich zum Schutze und zur Hilfe Blinder, Tauber oder hilfloser Personen 

unentbehrlich sind. Hilflose Personen sind insbesondere solche, die einen Schwerbehinderten-

ausweis mit den Merkzeichen „B“, „aG“ oder „H“ besitzen. Die Steuerbefreiung kann von der 

Vorlage eines geeigneten Nachweises oder eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig ge-

macht werden;  

5. Hunden, die von Forstbeamten und –angestellten sowie Forstschutzbeauftragten und Berufsjä-

gern gehalten werden; 

6. Gebrauchshunden, die ausschließlich zur Bewachung von Herden verwandt werden, in der be-

nötigten Anzahl;  

7. Hunden, die vom Tierheim Hodenhagen übernommen wurden, bis zum Ablauf von einem Jahr 

nach der Übernahme. Die Hundehalterin/der Hundehalter hat einen entsprechenden Nachweis 

des Tierheims Hodenhagen zu erbringen.  

(2) Für die Haltung gefährlicher Hunde im Sinne dieser Satzung wird keine Steuerbefreiung gewährt.  

  

§ 6  

Steuerermäßigung  

  

(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf 50 v. H. zu ermäßigen: 

1. für das Halten von einem Hund, der zur Bewachung von Gebäuden benötigt wird, welche von 

dem nächsten bewohnten Gebäude mehr als 200 m entfernt liegen; 

2. für das Halten von Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdgebrauchshundeprüfung absolviert ha-

ben, und im Gemeindegebiet jagdlich verwendet werden. Die jagdliche Verwendung ist durch 

Vorlage eines Jagderlaubnisscheines oder eines Jagdpachtvertrages nachzuweisen.   

3. Für die Haltung gefährlicher Hunde im Sinne dieser Satzung wird keine Steuerermäßigung gewährt.  

  

 

 

 

 



§ 7  

Billigkeitsmaßnahmen  

  

Für Empfänger von Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem Sozialgesetzbuch II/XII und diesen ein-

kommensmäßig gleichgestellten Personen kann die Steuer auf begründeten Antrag für die Haltung des 

Ersthundes nach § 3 Abs. 1 Buchstabe a) regelmäßig auf die Hälfte ermäßigt werden, wenn ihre Ein-

ziehung in voller Höhe nach Lage des Einzelfalls aus sozialen Gründen unbillig wäre und es sich hierbei 

nicht um einen gefährlichen Hund im Sinne dieser Satzung handelt. Die Erlassmöglichkeiten gemäß § 

11 Abs. 5a NKAG in Verbindung mit § 227 AO bleiben unberührt.  

  

§ 8  

Zwingersteuer  

  

(1) Von Personen, die mindestens zwei rassenreine Hunde der gleichen Rasse, darunter eine Hündin 

in zuchtfähigem Alter zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer auf schriftlichen Antrag in der Form 

einer Zwingersteuer erhoben, wenn der Zwinger und die Zuchttiere in ein von einer anerkannten 

Hundezuchtvereinigung geführtes Zucht- oder Stammbuch eingetragen sind.  

(2) Die Zwingersteuer beträgt für jeden Hund, der zu Zuchtzwecken gehalten wird, die Hälfte der 

Steuer nach § 3 Abs. 1, jedoch nicht mehr als die Steuer für zwei Hunde. Das Halten selbstgezo-

gener Hunde ist steuerfrei, solange sie sich im Zwinger befinden und nicht älter als sechs Monate 

sind.  

(3) Die Zwingersteuer wird für die Haltung gefährlicher Hunde im Sinne dieser Satzung nicht gewährt.  

  

§ 9  

  Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung und die Steuerbefreiung 

  

(1) Der Antrag auf Steuerbefreiung oder Steuermäßigung ist schriftlich zu stellen.  

(2) Die Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird vom ersten Tag des folgenden Kalendermonats 

an gewährt, in dem der Antrag der Gemeinde Lindwedel zugegangen ist und die Voraussetzungen 

für die Steuerbefreiung bzw. Steuerermäßigung vorliegen.  

(3) Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn  

1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind,  

2. das Bundeszentralregister für die Steuerpflichtigen in den letzten fünf Jahren vor der An-

tragsstellung des Hundehalters keinen Eintrag wegen Tierquälerei enthält,  

3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unter-

kunftsräume vorhanden sind und   

4. in den Fällen des § 8 ordnungsgemäß Bücher über den Bestand, den Erwerb und die 

Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden.  

(4) Auf Verlangen sind der Gemeinde entsprechende Nachweise über das Vorliegen der Vorausset-

zungen nach Abs. 3 vorzulegen. Evtl. Kosten dafür hat der Steuerpflichtige zu tragen.  

  

(5) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung weg, so ist dies der 

Gemeinde Lindwedel innerhalb einer Woche schriftlich anzuzeigen.  

  

§ 10  

Beginn und Ende der Steuerpflicht  

  

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem Ersten des Monats, in dem der Hund aufgenommen wird, frühes-

tens mit dem ersten Tag des folgenden Kalendermonats, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei 

Zuzug einer Hundehalterin/eines Hundehalters in das Gemeindegebiet beginnt die Steuerpflicht mit 

dem ersten Tag des auf den Zuzug folgenden Kalendermonats. Beginnt das Halten eines Hundes 

oder mehrerer Hunde bereits am ersten Tag eines Kalendermonats, so beginnt auch die Steuerpflicht 

an diesem Tag.  

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abgeschafft wird, abhan-

den kommt, stirbt oder die Hundehalterin/der Hundehalter wegzieht. Kann der genaue Zeitpunkt der 

Abschaffung, des Abhandenkommens oder des Eingehens durch die Hundehalterin/den Hundehal-

ter nicht nachgewiesen werden, endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die 

Abmeldung erfolgt.  



  

§ 11  
Festsetzung und Fälligkeit der Steuer  

  

1. Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt und erhoben; Erhebungszeitraum (Steuerjahr) ist das Ka-
lenderjahr, an dessen Beginn die Steuerschuld entsteht. Beginnt die Steuerpflicht im Laufe des Kalen-
derjahres, ist Erhebungszeitraum der jeweilige Restteil des Jahres, für den die Steuerschuld mit dem 
Beginn der Steuerpflicht entsteht. Endet die Steuerpflicht im Laufe des Erhebungszeitraumes, wird die 
Jahressteuer anteilig erhoben.  

2. Die Steuer wird in halbjährlichen Teilbeträgen zum 15.02 und 15.08. eines jeden Jahres fällig. In den 
Fällen des § 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 dieser Satzung ist ein nach Satz 1 fälliger Teilbetrag innerhalb 
eines Monats nach Heranziehung zu entrichten.   

3. Auf schriftlichen Antrag kann die Zahlung der Jahressteuer zum 01.07. eines jeden Jahres erfolgen.  
4. Der Steuerbescheid kann gem. § 13 Abs. 1 NKAG mit anderen Heranziehungsbescheiden der Ge-

meinde Lindwedel zusammengefasst erteilt werden.  
5. Jede/Jeder Steuerpflichtige erhält mit Beginn der Steuerpflicht einen Steuerbescheid, der bis zum Be-

ginn des Zeitraumes, für den ein neuer Bescheid erteilt wird oder bis zum Ende der Steuerpflicht gilt.  

§ 12  

Anzeige- und Auskunftspflicht  

  

(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat dies binnen zwei Wochen bei der Ge-

meinde Lindwedel schriftlich anzuzeigen. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des zweiten Mo-

nats nach der Geburt als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt in diesem Fall mit Ablauf des zweiten 

Monats. Bei der Anmeldung sind Name und Anschrift des Vorbesitzers des Hundes oder der Stelle, 

die den Hund abgegeben hat, das Alter und das Datum der Anschaffung zu benennen. Zudem ist 

die Hundehalterin/der Hundehalter verpflichtet, über die Rasse der gehaltenen Hunde Auskunft zu 

geben. Bei Mischlingen sind mindestens zwei Hunderassen anzugeben. Im Falle von zugewachse-

nen Hunden ist das Geburtsdatum mitzuteilen. Im Zweifelsfall hat die Hundehalterin/der Hundehal-

ter entsprechend Nachweise zu erbringen.  

(2) Die Chip.-Nr. des Hundes ist bei der Anmeldung mitzuteilen. Sofern dem Hund noch kein Chip im-

plantiert wurde, ist die Chip.-Nr. unverzüglich nach Implantierung des Chips nachzureichen. 

(3) Bei der Anmeldung ist anzugeben, ob nach dem NHundG die Gefährlichkeit des Hundes festgestellt 

und eine entsprechende Erlaubnis erteilt worden ist. Sofern dies der Fall ist, ist diese Erlaubnis in 

Kopie der Anmeldung beizufügen. Wird die Gefährlichkeit des Hundes erst nach der Anmeldung 

festgestellt, so ist die entsprechende Erlaubnis sofort dem Fachbereich I – Finanzen und Hunde-

steuer – vorzulegen.  

(4) Wer den Hund bisher gehalten hat, hat ihn innerhalb von zwei Wochen nachdem er ihn veräußert 

oder sonst die Haltung aufgegeben hat, nachdem der Hund abhanden gekommen oder gestorben 

ist oder nachdem die Hundehalterin/der Hundehalter aus der Gemeinde Lindwedel weggezogen 

ist, bei der Gemeinde Lindwedel schriftlich abzumelden. Im Falle der Abgabe eines Hundes an 

eine andere Person sind bei der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person sowie das 

Abgabedatum anzugeben. Zur Bestimmung des maßgeblichen Zeitpunktes der An- bzw. Abmel-

dung kann die Gemeinde Lindwedel die Vorlage entsprechender Nachweise durch die Hundehal-

terin/den Hundehalter verlangen.  

(5) Kommt die Hundehalterin/der Hundehalter trotz Aufforderung mit Fristsetzung ihrer/seiner Pflicht 

zur An- oder Abmeldung nicht nach, kann der Hund von Amtswegen an- oder abgemeldet werden.  

(6) Nach der Anmeldung werden Hundesteuermarken ausgegeben, die bei der Abmeldung des Hun-

des wieder abgegeben werden müssen. Die Hundesteuermarken haben Dauergültigkeit. Sie blei-

ben solange gültig, bis sie durch neue ersetzt werden. Hunde müssen außerhalb einer Wohnung 

oder eines umfriedeten Grundbesitzes eine gültige, deutlich sichtbare Hundesteuermarke tragen.  

(7) Hunde, die außerhalb einer Wohnung oder eines umfriedeten Grundbesitzes ohne gültige Hunde-

steuermarke unbeaufsichtigt angetroffen werden, können durch Beauftragte eingefangen werden. 

Beansprucht niemand den Hund, auch nicht nach öffentlicher Bekanntmachung oder werden ent-

sprechende Kosten und die ggf. rückständige Hundesteuer nicht gezahlt, wird nach den Vorschriften 

der §§ 965 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) verfahren.  



(8) Bei Verlust der Hundesteuermarke wird der Hundehalterin/dem Hundehalter eine Ersatzmarke ge-

gen eine Gebühr gem. Kostentarif der Verwaltungskostensatzung der Gemeinde Lindwedel ausge-

händigt. Wird eine in Verlust geratene Hundesteuermarke wiedergefunden, so ist diese unverzüg-

lich an die Gemeinde Lindwedel zurückzugeben. Unbrauchbar gewordene Steuermarken sind un-

verzüglich durch eine brauchbare zu ersetzen. Die unbrauchbaren Steuermarken sind dabei zu-

rückzugeben. Ist die Unbrauchbarkeit der Hundesteuermarke auf eigenes Verschulden zurückzu-

führen, so entsteht für die Ersatzmarke ebenfalls eine Gebühr gem. Kostentarif der Verwaltungs-

kostensatzung der Gemeinde Lindwedel.  

(9) Wer einen Hund oder mehrere Hunde nach § 2 Abs. 1 aufgenommen hat, ist verpflichtet, der Ge-

meinde Lindwedel die zur Feststellung eines für die Besteuerung der Hundehaltung erheblichen 

Sachverhaltes erforderlichen Auskünfte wahrheitsgemäß zu erteilen. Wenn die Sachverhaltsaufklä-

rung durch die Beteiligten nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg verspricht, sind auch andere Per-

sonen, insbesondere Grundstückseigentümer, Mieter oder Pächter verpflichtet, der Gemeinde Lind-

wedel auf Nachfrage über die auf dem Grundstück, im Haushalt, Betrieb, Institution oder Organisa-

tion gehaltenen Hunde und deren Halter Auskunft zu erteilen (§ 11 Abs. 1 Nr. 3a NKAG i. V. m. § 

93 AO).  

  

§ 13  

Ordnungswidrigkeiten  

  

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig:  

1. Entgegen § 12 Abs. 1 den Beginn der Hundehaltung nicht binnen zwei Wochen schriftlich bei der 

Gemeinde Lindwedel anzeigt,  

2. Entgegen § 12 Abs. 1 und 3 die Rasse des Hundes sowie andere für die Besteuerung maßgeblichen 

Daten und ggf. Eigenschaften über die Gefährlichkeit des Hundes nicht angibt,  

3. entgegen § 12 Abs. 4 das Ende der Hundehaltung nicht binnen zwei Wochen schriftlich bei der Ge-

meinde Lindwedel anzeigt,  

4. entgegen § 9 Abs. 5 den Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder Steuerermä-

ßigung nicht binnen einer Woche schriftlich bei der Gemeinde Lindwedel anzeigt,  

5. entgegen § 12 Abs. 6 seinen Hund außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesit-

zes ohne gültige, deutlich sichtbare Hundesteuermarke herumlaufen lässt,  

6. entgegen § 12 Abs. 1 den Vorbesitzer bzw. die Herkunft des Hundes nicht angibt,  

7. entgegen § 12 Abs. 6bei der Abmeldung des Hundes die Hundesteuermarke nicht abgibt und diese 

weiterhin verwendet,  

8. entgegen § 12 Abs. 9 Auskünfte über gehaltene Hunde nicht wahrheitsgemäß erteilt.  

  

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 18 Abs. 3 NKAG mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro ge-

ahndet werden.  

  

§ 14  

Datenverarbeitung  

  

(1) Die zur Ermittlung der/des Steuerpflichtigen, zur Festsetzung, Erhebung und Vollstreckung der Hun-

desteuer nach dieser Satzung erforderlichen personenbezogenen Daten werden von der Gemeinde 

Lindwedel gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 10 Abs. 1 des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes 

(NDSG) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 16. Mai 2018 (Nds. GVBl. 20118, 66) in 

Verbindung mit § 11 des NKAG und den dort genannten Bestimmungen der Abgabenordnung (AO) 

erhoben und verarbeitet. Die Datenerhebung beim Finanzamt, beim Amtsgericht, beim Katasteramt 

und bei den für das Einwohnermeldewesen, Bauwesen, Ordnungsrecht sowie Finanzwesen zustän-

digen Stellen erfolgt, soweit die Sachverhaltsaufklärung durch den Steuerpflichtigen nicht zum Ziel 

führt oder keinen Erfolg verspricht (§ 93 Abs. 1 S. 3 AO).  

(2) Die Daten dürfen von der Daten verarbeitenden Stelle nur zum Zwecke der Steuererhebung nach 

dieser Satzung oder zur Durchführung eines anderen Abgabeverfahrens, das denselben Abgabe-

pflichtigen betrifft, verarbeitet werden. Zur Kontrolle der Verarbeitung sind technische und organi-

satorische Maßnahmen des Datenschutzes und der Datensicherheit nach § 7 Abs. 2 NDSG ge-

troffen worden.  

  

(3) Nach § 11 Abs. 2 Nr. 2 Satz 4 NKAG dürfen zur Erfüllung der Aufgaben nach § 17 Abs. 1 NHundG 

die Steuerdaten übermittelt werden, die zur Erfüllung dieser Aufgaben erforderlich sind.  



  

§ 15  

Inkrafttreten  

  

(1) Die Satzung tritt am 01.01.2020 in Kraft.  

(2) Am gleichen Tage tritt die aktuelle Hundesteuersatzung der Gemeinde Lindwedel - in der Fassung 

der 4. Änderungssatzung vom 17. Oktober 2011 (Inkrafttreten 01. Januar 2012) - außer Kraft. 

 

  

Lindwedel, den 02.12.2019  

 

 

 

 

Gemeinde Lindwedel 

 
 

Der Bürgermeister     (L. S.)    Der Gemeindedirektor  

gez. Minke         gez. Gehrs 

 

 


